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Terminhinweise

Wiederholung
Donnerstag, 9. Juni, 9 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

Dem Kinder- und Jugendhilfeausschuss wird ein Zwischenbericht des Pro-
jekts zur Aufarbeitung der Heimerziehung zwischen den Jahren 1950 und
zirka 1975 in München gegeben.

Wiederholung
Donnerstag, 9. Juni, 11 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Abschluss-Pressegespräch am letzten Tag der Städtewette 2011 mit Ober-
bürgermeister Christian Ude und Almaz Böhm, geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der Stiftung „Menschen für Menschen“. Anlässlich des 30-
jährigen Bestehens der Stiftung hatte OB Ude gewettet, dass mindestens
jeder dritte Münchner einen Euro für „Menschen für Menschen“ spenden
wird – insgesamt 433.333 Euro sollen so für Bildungsprojekte der Stiftung
in Äthiopien zusammenkommen.

Wiederholung
Donnerstag, 9. Juni, 19 Uhr, Olympiahalle, Restaurant Coubertin

Oberbürgermeister Christian Ude spricht beim Stehempfang anlässlich
des Stadtgründungstages. Ehrengast ist Katarina Witt, Vorsitzende des
Kuratoriums der Bewerbungsgesellschaft München 2018. Die musikali-
sche Gestaltung des Empfangs übernimmt die Gruppe Flez Orange.

Freitag, 10. Juni, 16 Uhr, Geschichts- und Literaturzelt auf der

Stadtteilwoche Berg am Laim, Zeltplatz an der St.-Veit-Straße

Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers übergibt die Auszeichnung „Mün-
chen dankt“ der Landeshauptstadt München an Hildegard Steffen, 1. Vor-
sitzende des Vereins Bürgerkreis Berg am Laim e.V., für ihr über viele Jah-
re andauerndes Engagement für Stadtteilkultur in Berg am Laim. Im An-
schluss stellen Professorin Marita Krauss und Erich Kasberger das von
ihnen herausgegebene Buch „Leben in zwei Welten“ über Tagebücher ei-
nes jüdischen Paares, Else von Behrend-Rosenfeld und Siegfried Rosen-
feld, in Deutschland und im Exil vor.
(Siehe auch unter Meldungen)
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Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 15. Juni, 19 Uhr,

Pfarrsaal St. Wolfgang, St.-Wolfgangsplatz 9 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 5 (Au - Haidhausen). Auf der Tagesord-
nung stehen auch Bürgerfragen.

Meldungen

Letzter Tag der Städtewette

(8.6.2011) Der Countdown läuft – nur noch bis zum morgigen Donnerstag,
9. Juni, hat München Zeit, 433.333 Euro für die Stiftung „Menschen für
Menschen“ zu sammeln und damit die Städtewette zu gewinnen.
Hier der aktuelle Spendenstand (8. Juni)
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So können Sie spenden:
– Spenden-Hotline 09001-30 11 30 89,  1 Euro pro Anruf aus dem deut-

schen Festnetz
– SMS „Wette München“, 81190,  1 Euro pro SMS
– Spendenkonto 88 00 88, Stadtsparkasse München, BLZ 701 500 00,

Empfänger „Stiftung Menschen für Menschen“, Kennwort „Städte-
wette“

Stadtrat macht Weg frei zur Planung des Olympischen Dorfes

(8.6.2011) Am heutigen Mittwoch hat die Vollversammlung des Münchner
Stadtrats den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes für das
Olympische Dorf und das Mediendorf gefasst. Damit ist ein weiterer
wichtiger Planungsschritt in Richtung Austragung der Olympischen und
Paralympischen Winterspiele 2018 getan. Das Referat für Stadtplanung
und Bauordnung sowie das Baureferat sind beauftragt, alle Vorbereitungen
und Vorarbeiten zur Realisierung des Olympischen Dorfes und Mediendor-
fes zu treffen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde bereits zum jetzigen Zeitpunkt gefasst,
um sicherzustellen, dass die Gesamtmaßnahme Olympisches Dorf im
Herbst 2017 funktionsfähig an das Organisationskomitee übergeben wer-
den kann. Im Falle einer positiven Entscheidung des Internationalen Olym-
pischen Komitees (IOC) am 6. Juli zur Vergabe der Olympischen und Pa-
ralympischen Winterspiele 2018 an München und  Garmisch-Partenkirchen
kann mit dem nun gefassten Aufstellungsbeschluss eine rechtzeitige Fer-
tigstellung der Unterkünfte für die Athletinnen und Athleten und die Medi-
enschaffenden in München gewährleistet werden.
Für das zirka 36 Hektar große Areal zwischen  Dachauer Straße und
Schwere-Reiter-Straße westlich des Olympiaparks wurden in einem Ende
2010 entschiedenen Planungswettbewerb städtebauliche und freiraumpla-
nerische Konzepte mit exemplarischen Bebauungsvorschlägen für den
Wohnbereich des Olympischen Dorfes und für das Mediendorf entwickelt.
Dabei waren anspruchsvolle Ziele zum energieeffizienten und nachhaltigen
Bauen zu berücksichtigen. Mit dem Entwurf des 1. Preisträgers León
Wohlhage Wernik Architekten mit ST raum a. Landschaftsarchitekten,
beide Berlin, wurde für die Olympischen und Paralympischen Winterspiele
2018 ein überzeugendes Planungskonzept gefunden, das der Bedeutung
und Qualität des bestehenden Olympiageländes entspricht und dieses
adäquat ergänzt.
Städtebau, Landschaftsplanung, Architekturqualität und Nachhaltigkeit.
Diese Ziele sollen über den Flächennutzungsplan und den Bebauungsplan
mit Grünordnung umgesetzt und bei der Realisierung eingefordert werden.
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Nachhaltigkeitsaspekte betreffen zugleich die bestimmenden Elemente
von Stadtplanung und Architektur – wie beispielsweise Orientierung, Ge-
bäudeform, Öffnungen, Konstruktion und Material. Der nun zur Umset-
zung anstehenden Arbeit von Léon Wohlhage Wernik Architekten gelingt
es laut Gutachtern der TU Darmstadt und der ee concept GmbH Darm-
stadt Architektur- und Nachhaltigkeitsqualität auf hervorragende Weise zu
verbinden. Mögliche Beeinträchtigungen der Umwelt werden im weiteren
stadtplanerischen Verfahren untersucht und hinsichtlich ihrer Auswirkun-
gen optimiert. Plusenergiestandard der Gebäude ist das Ziel der Realisie-
rung. Das neue Olympische Dorf und das Mediendorf bieten somit alle
erforderlichen baulichen Voraussetzungen, um Vorzeigeprojekte im Hinblick
auf energiegerechtes und nachhaltiges Bauen zu werden.
Im Falle des Zuschlags durch das Internationale Olympischen Komitee
werden rund 3.500 Sportlerinnen und Sportler, Offizielle und etwa 1.500
Journalistinnen und Journalisten während der Olympischen Spiele im
Olympischen Dorf und im Mediendorf wohnen. Insgesamt entstehen zirka
1.300 neue Wohnungen, die wie 1972 nach den Spielen von Münchnerin-
nen und Münchnern bezogen werden sollen.

Geschichtsforschung in Berg am Laim: Buchvorstellung und Ehrung

(8.6.2011) Am Freitag, 10. Juni, stellen Marita Krauss und Erich Kasberger
um 16 Uhr im Geschichts- und Literaturzelt auf der Stadtteilwoche in Berg
am Laim das Buch „Leben in zwei Welten“ vor, das die Forschungsergeb-
nisse zu neu entdeckten Brief- und Tonbanddokumenten aus dem Leben
des jüdischen Paares Else Behrend-Rosenfeld und Siegfried Rosenfeld in
Deutschland und England während der NS-Zeit enthält und Einblick in die
letzte Phase der Judenverfolgung in München gibt. Else Rosenfeld arbeite-
te vom August 1941 bis Mitte 1942 als Wirtschaftsleiterin der „Heimanla-
ge für Juden Berg am Laim“. Zwei Jahre lebte sie in Berlin und Freiburg im
Untergrund, bis ihr die Flucht in die Schweiz gelang. Siegfried Rosenfeld
konnte noch 1939 ins englische Exil entkommen. Erst 1947 sahen sie sich
in England wieder.
Die Publikation „Leben in zwei Welten“, Tagebücher eines jüdischen Paares
in Deutschland und im Exil, herausgegeben von Erich Kasberger und Mari-
ta Krauss, und das gleichnamige Hörbuch des Bayerischen Rundfunks
sind im Volk-Verlag erschienen und können bei der Veranstaltung erworben
werden (Buch 29,90 Euro, CD 19,90 Euro).
Im Rahmen der Buchvorstellung überreicht Kulturreferent Dr. Hans-Georg
Küppers die Auszeichnung „München dankt“ der Landeshauptstadt Mün-
chen an Hildegard Steffen, 1. Vorsitzende des Vereins Bürgerkreis Berg am
Laim e.V., für ihr über viele Jahre andauerndes Engagement zugunsten der
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Stadtteilkultur in Berg am Laim. Der Verein ist seit 1982 mit kulturellen Pro-
grammangeboten im Stadtteil aktiv, hat zahlreiche Stadtteilgeschichtspro-
jekte angestoßen und auch auch die Forschungsarbeit von Marita Krauss
und Erich Kasberger von Anfang an unterstützt.
Die Veranstaltung findet im Geschichts- und Literaturzelt auf dem zentra-
len Festplatz der Stadtteilwoche Berg am Laim an der St.-Veit-Straße
statt. Der Eintritt ist frei. Nähere Informationen zur Stadtteilwoche unter:
www.muenchen.de/stadtteilkultur.

Theatron-Pfingstfestival im Olympiapark

(8.6.2011) Es ist wieder so weit: Vom 11. bis 13. Juni findet das Theatron-
Pfingstfestival statt. Auch in diesem Jahr ist es gelungen, 18 innovative
und hochkarätige Acts zu verpflichten, die an den drei Tagen in der Zeit von
16 bis 22 Uhr auf der Bühne des Theatron stehen werden. Wie immer ist
der Eintritt frei. Lokal trifft auf regional, trifft auf überregional, trifft auf inter-
national. Neben sieben Acts aus München treten Künstler aus Deutsch-
land, Österreich, England, den USA und Frankreich auf. Es gibt eine bunte
Mischung aus den Bereichen der Independent-, Alternative- und Elektro-
nik-Musik. Das Theatron-Pfingstfestival bleibt sich treu: Neues und Außer-
gewöhnliches ist fester Bestandteil des Programms. Und der Erfolg gibt
dieser Linie recht. Über die Jahre sind immer mehr Besucherinnen und
Besucher in das wunderschöne Rund direkt am Olympiasee gekommen,
auch um diese außergewöhnliche Location zu genießen. Veranstaltet wird
das Pfingstfestival von Stadtjugendamt/Jugendkulturwerk und der Agen-
tur Queerbeat. Neuer Kooperationspartner ist heuer VolXmusik. Besonde-
rer Dank gilt der Olympiapark GmbH und ihren „Treffpunkt“-Partnern so-
wie dem Kulturreferat/Technik für die Unterstützung. Weitere Infos zum
Ablauf, zu den Bands und Uhrzeiten unter www.theatron.de

Sommer-Volkshochschule München von Juli bis September

(8.6.2011) Die Sommer-Volkshochschule hält in diesem Jahr rund 900 an-
spruchsvolle Bildungsangebote bereit – so viele wie nie zuvor. Eine große
Auswahl an Veranstaltungen findet in den Sommerferien statt – drinnen,
draußen, zu Fuß oder per Rad, für Jung und Alt, die ganze Familie, für Zu-
gereiste und Münchner Kindl.
Die „Japan-Rubrik“ leistet einen Beitrag zur deutsch-japanischen Freund-
schaft anlässlich des 150-jährigen Jubiläums der offiziellen Aufnahme von
Beziehungen in diesem Jahr. Die Kurse machen mit Sprache und Kultur
dieses faszinierenden Landes bekannt.
Mit dem „Neuhauser Sprachensommer“ verwandelt sich der Neuhauser
Trafo für fünf Wochen in ein einzigartiges „Sprachenhaus“ in dem neben

http://www.muenchen.de/stadtteilkultur
http://www.theatron.de
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Englisch und Französisch auch Russisch, Chinesisch und Japanisch ge-
sprochen wird. Ein fremdsprachiges Kulturprogramm begleitet den Unter-
richt.
Für „Münchens kluge Köpfe“ öffnet die gleichnamige Rubrik ein Wissens-
forum für Politik, Philosophie, Psychologie, Lernstrategien und Naturwis-
senschaften. Zu vielen inspirierenden Seminaren lädt der „Sommer Krea-
tiv“ ein: Kunst, Film, Literatur, Mode, Tanz und Musik an besonderen Lern-
orten und in anregender Atmosphäre.
Im „Sommer zum Wohlfühlen“ sorgen Koch- und Weinkundekurse, Infor-
mationen rund um das Thema Gesundheit, trendbewusste Aktivprogram-
me, wie zum Beispiel Yoga oder Chi Gong, Maßgeschneidertes für Senio-
ren und die „Naturkurse“ im Ökologischen Bildungszentrum für Wohlbefin-
den und Entspannung.
Einen „Sommer am See“ genießen, kreativ sein, neue Perspektiven ge-
winnen und über Gott und die Welt nachdenken, dazu lädt Haus Buchen-
ried ein. Das Bildungszentrum der Münchner Volkshochschule bietet zwei
neue moderne Gästehäuser für intensive Wochenend- und Wochensemi-
nare.
Die kostenlose Broschüre „Sommer-Volkshochschule“ mit den detaillierten
Programminformationen ist ab 9. Juni bei allen Anmeldestellen der Münch-
ner Volkshochschule, der Infothek im Gasteig, der Stadt-Information im
Rathaus und den Stadtbüchereien erhältlich. Siehe auch im Internet unter
www.mvhs.de/sommer-vhs. Weitere Presseinfos unter 4 80 06-61 88 oder
susanne.loessl@mvhs.de

Kranzniederlegung zum 125. Todestag von König Ludwig II.

(8.6.2011) Zum 125. Todestag von König Ludwig II. wird am Pfingstmontag,
13. Juni, an seinem Sarkophag in der St.-Michaels-Kirche ein Kranz mit
Stadtschleife niedergelegt.

http://www.mvhs.de/sommer-vhs
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 8. Juni 2011

Kampf dem plötzlichen Herztod – Handhabung von Defibrillatoren

durch Info-Spots auf den U- und S-Bahnstationen bewerben

Antrag Stadtrats-Mitglieder Eva Maria Caim und Dr. Georg Kronawitter
(CSU) vom 3.3.2011

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

Da es sich im vorliegenden Fall um eine Angelegenheit handelt, die in den
operativen Geschäftsbereich der Münchner Verkehrsgesellschaft mbH
(MVG) bzw. der DB Station & Service AG fällt, erlaube ich mir, Ihren An-
trag anstelle einer Stadtratsvorlage als Brief zu beantworten.

Ich habe hierzu Stellungnahmen der MVG sowie der DB Station & Service
AG eingeholt, nach denen ich Ihnen Folgendes mitteilen kann:

Die MVG hat dargestellt, dass sie die Fahrgäste bereits seit Jahren aktiv
über Defibrillatoren und ihren richtigen Gebrauch im U-Bahnbereich infor-
miert. Neben den Informationen in der MVG-Kundenzeitung „Linie 8“ und
im Internet gab es schon Aktionstage im MVG-Museum und im Kunden-
center Marienplatz. Dort konnte unter Anleitung von Ausbildern der
Berufsfeuerwehr der Einsatz eines Defibrillators geübt werden. In den
Kundencentern und im MVG-Infomobil gibt es schriftliche Informationen
zum Thema. Die MVG beabsichtigt, solche Aktionstage in regelmäßigen
Abständen durchzuführen.

Ein kurzer, tonloser Spot auf den Infoscreens ist nach Erfahrung der MVG
allerdings nicht geeignet, Hemmungen gegenüber dem Einsatz von Defi-
brillatoren abzubauen.

Die DB Station & Service AG hat in ihrer Stellungnahme bezüglich der In-
foscreen-Anlagen auf Bahngrund auf die Ströer Deutsche Städte Medien
GmbH verwiesen, in deren Eigentum die Anlagen stünden.

Problematisch ist meiner Ansicht nach aber, dass es im Gegensatz zum
Münchner U-Bahn-Bereich im S-Bahn-Bereich noch immer keine Defibrilla-
toren gibt. Ohne diese erübrigt sich auch die Frage nach entsprechenden
Anwendungsspots auf den Infoscreens im S-Bahn-Bereich. Leider hat sich
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die DB Station & Service AG bezüglich der Installation von Defibrillatoren
im Münchner S-Bahnbereich bis dato restriktiv geäußert und technische
Ausschlussgründe für eine Anbringung angeführt.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen
und hoffe, dass Ihr Antrag beantwortet ist und als erledigt gelten darf.
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Wildes Plakatieren in München?

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann und Christa
Stock (FDP) vom 31.3.2011

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (I) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 31.03.2011 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Planungsreferat
wie folgt beantwortet wird:
Eine entsprechende Terminverlängerung wurde beantragt und gewährt.

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus:

Trotz Reform der Plakatierung in München, sei wildes Plakatieren in der
Stadt weiterhin ein Problem. Auch für geförderte Veranstaltungen der
Stadt würde wild Plakatiert, wodurch eine doppelte Förderung durch die
Bezuschussung der Veranstaltung als auch durch das Entfernen der wild
geklebten Plakate erfolge.

Frage 1:

Welche Kosten entstehen der Stadt durch das wilde Plakatieren im Stadt-
gebiet?

Antwort:

Das Anbringen von Anschlägen, insbesondere Plakate, Zettel, Tafeln etc.,
als Werbemittel für Veranstaltungen dürfen nach der städtischen Plakatie-
rungsverordnung nur an den von der Landeshauptstadt München zugelas-
senen Anschlagflächen (Plakattafeln, -säulen und Schaukästen) ange-
bracht werden. Das alleinige Recht, Werbeanlagen im öffentlichen Ver-
kehrsraum der Landeshauptstadt München zu errichten, wurde über den
Werbenutzungsvertrag der Deutschen-Städte-Reklame GmbH, Rechts-
nachfolgerin Ströer Deutsche Städte Medien GmbH übertragen. Die Lan-
deshauptstadt München hat mit der Ströer Deutsche Städte Medien
GmbH (Ströer-DSM GmbH) vereinbart, auf über 5 000 Schaltschränken
und 200 Plakatsäulen preisgünstige und geordnete Werbemöglichkeiten
zur Verfügung zu stellen. Im Gegenzug entfernt die Ströer-DSM GmbH wild
geklebte Plakate. Kosten für diese Arbeiten werden ausschließlich durch
das vereinnahmte Werbeentgelt gedeckt.
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Frage 2:

Liegen Erkenntnisse darüber vor, in welcher Höhe die Kosten anteilig auf
von der Stadt geförderte Veranstaltungen entfallen?

Antwort:

Nein.

Frage 3:

Falls nein, können solche Kosten künftig getrennt erfasst werden?

Antwort:

Nein. Eine differenzierte Erfassung der Kosten und Zuordnung auf geför-
derte Veranstaltungen ist weder durch die Ströer-DSM GmbH, noch durch
die Landeshauptstadt München aus Kosten-Nutzen-Gründen beabsichtigt.
Sehr wohl wird wildem Plakatieren nachgegangen und entsprechende Kon-
sequenzen gezogen. Auf die Antwort zu Frage 4 bzw. die ergänzende Be-
merkung wird verwiesen.

Frage 4:

Ist es möglich, in die Fördervereinbarung für Konzerte, Theater und ähnli-
che Veranstaltungen, die vom Kulturreferat oder anderen städtischen Stel-
len (insbesondere auch durch die Bezirksausschüsse) gefördert werden,
eine Klausel aufzunehmen, wonach sich der Veranstalter verpflichtet, auf
wilde Plakatierungen zu verzichten und bei Zuwiderhandlung die Förder-
summe zurückzahlen muss?

Antwort:

Das Kulturreferat hat hierzu mitgeteilt, dass es in seinen Zuschussverträ-
gen (Mitveranstalter- und Zuwendungsvereinbarung) bereits seit Jahren
einen Passus aufgenommen hat, der die Kooperationspartner verpflichtet,
„Plakatwerbung durch wildes Plakatieren zu unterlassen. Bei Verstößen
gegen das Verbot der Wildplakatierung ist mit der Versagung weiterer Un-
terstützung der Stadt zu rechnen. Die Deutsche Städte Medien (DSM)
GmbH wird bei Verstößen keine weiteren Ermäßigungsbeiträge gewäh-
ren“.

Das Direktorium hat seit Einführung der Budgets für die Bezirksausschüs-
se in seine Bewilligungsbescheide folgenden Passus aufgenommen: „Das
Anbringen von Anschlägen und Plakaten an nicht dafür zugelassenen Stel-
len, wie z.B. Bauzäunen, Laternen, Schaltkästen – das so genannte „wilde
Plakatieren“ – ist zu unterlassen. Bei Verstoß gegen das Verbot der Wild-
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plakatierung ist mit der Versagung weiterer Budget-Zuschüsse durch das
Direktorium zu rechnen. Die Deutsche Städte Medien GmbH wird bei Ver-
stößen etwaige Ermäßigungsbeiträge nicht mehr gewähren“. Dem Direkto-
rium wurden bisher keine Verstöße mitgeteilt.

Ergänzende Bemerkung:

Die bestehenden Regularien gegen das wilde Plakatieren werden in ihrer
Gesamtheit als wirksam und ausreichend angesehen. Durch den Vollzug
der Plakatierungsverordnung kann sowohl die Polizei einschreiten als auch
stehen der Landeshauptstadt München zusätzlich Sanktionierungsmög-
lichkeiten wie die Verhängung von Bußgeldern zur Verfügung. Eine Groß-
stadt wie München wird dabei nie vollständig von wilder Plakatierung, ob
für Kulturwerbung oder kommerzielle Zwecke befreit werden können.
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Traglufthalle für den Harlachinger Tennisclub ermöglichen!

Antrag Stadtrats-Mitglieder Dr. Reinhold Babor, Dr. Manuela Olhausen,
Manuel Pretzl, Josef Schmid und Mario Schmidbauer (CSU) vom
30.9.2010

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (I) Elisabeth Merk:

Zu Ihrem Antrag vom 30.09.2010 teilt Ihnen das Planungsreferat Folgendes
mit:
Entsprechend Ihrem Schreiben vom 12.01.2011 und der mündlich bespro-
chenen Vorgehensweise mit Herrn Stadtrat Schmid möchten wir Sie im
Anschluss an den Bericht des Planungsreferats vom 28.12.2010 über das
weitere Vorgehen im Fall der Traglufthalle für den Harlachinger Tennis-Club
e.V. informieren.

Die Angelegenheit konnte mittlerweile zur beiderseitigen Zufriedenheit ab-
geschlossen werden. In einer Besprechung am 10.02.2011 im Planungsre-
ferat haben sich die Vertreter des Harlachinger Tennis-Clubs und die städti-
sche Verwaltung über die Zulässigkeit einer Traglufthalle auf dem Vereins-
gelände des Tennisclubs geeinigt und durch Vereinbarung vom 07.03.2011
den Rechtsstreit abgeschlossen.

Das Planungsreferat hatte die Traglufthalle, die der Harlachinger Tennis-
Club auf dem Gelände seiner Tennisplätze im Norden der Bezirkssportanla-
ge jeweils im Winter errichten wollte, zunächst abgelehnt, weil die Halle in
einer Fläche aufgestellt werden sollte, die nach einem
abgestimmten stadtplanerischen Konzept zur Entwicklung des Bezirks-
sportanlagengeländes eigentlich von jeder Inanspruchnahme freigestellt
werden sollte. Dieses Konzept war Grundlage der weiteren Entwicklung
des Sportgeländes. Es lag auch dem Beschluss des Sportausschusses
vom 17.04.2007 und vom 27.05.2009 zugrunde. Den Bauantrag des Vereins
hat das Planungsreferat folgerichtig abgelehnt. Dem Vorhaben stand nach
Auffassung der Verwaltung bereits der Flächennutzungsplan entgegen, der
im Bereich der Tennisplätze eine überörtliche Grünfläche darstellt. Der Nor-
den des Sportgeländes ist von wertvollem Baumbestand geprägt; zudem
verläuft hier eine „Grünbeziehung“ als Trennung zur angrenzenden Wohn-
bebauung.

Das Bayerische Verwaltungsgericht München ist dieser Argumentation
der Stadtverwaltung jedoch nicht gefolgt. Die Grünbeziehung sei an meh-
reren Stellen bereits unterbrochen. Das Ziel des Erhalts der Grünbezie-
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hung könne der temporären Errichtung einer Traglufthalle daher nicht ent-
gegengehalten werden. Das Planungsreferat hat deshalb zusammen mit
dem städtischen Sportamt eine Lösung gesucht, die beiden Seiten gerecht
wird und den Rechtsstreit beendet.

Die Vereinbarung zwischen Stadt und Tennis-Club sieht nunmehr vor, dass
die geplante Traglufthalle näher zur Straße über den dort gelegenen Tennis-
feldern und damit im Randbereich der Grünbeziehung errichtet wird. Damit
wird die „Störung“ der vorhandenen Baumkulisse minimiert. Das Ge-
richtsverfahren wurde durch Klagerücknahme erledigt.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Städtisches Gebäude an der Ubostraße für Informations-

ausstellung zum Thema FREIHAM nutzen

Antrag Stadtrat Josef Schmid (CSU) vom 24.3.2011

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (I) Elisabeth Merk:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine laufende
Angelegenheit (Öffentlichkeitsarbeit im Zuge laufender Planungen), deren
Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO dem Oberbürgermei-
ster obliegt. Eine Behandlung erfolgt deshalb auf diesem Wege.

Sie schlagen vor, das Gebäude an der Ubostraße für eine dauerhafte Infor-
mationsausstellung zum Thema Freiham zu nutzen, die mit dem Fortschritt
der Planung immer wieder aktualisiert wird. Bei Konzeption und Durchfüh-
rung solle gegebenenfalls auch der Förderverein Aubing beteiligt werden.

Ich kann Ihnen versichern, dass es selbstverständlich auch im Interesse
des Referates für Stadtplanung und Bauordnung liegt, die Münchnerinnen
und Münchner ortsnah und laufend über die Planung in Freiham zu infor-
mieren und das Gebäude an der Ubostraße ist ein guter Standort. Über
die Teilnahme an Sitzungen und Veranstaltungen des örtlichen Bezirksaus-
schusses hinaus fand bereits am 02.05.2011 eine Podiumsdiskussion zum
Auftakt des Wettbewerbes für den 1. Realisierungsabschnitt des Wohn-
standortes in den Räumen an der Ubostraße statt. Auch eine Ausstellung
der im Herbst erwarteten Wettbewerbsergebnisse im 22. Stadtbezirk wur-
de dort bereits angekündigt.

Die Öffentlichkeitsarbeit und dabei auch besonders die Information der
Bürgerinnen und Bürger vor Ort sind begleitend zur Planung vorgesehen.
Wir bitten Sie daher um Verständnis, dass wir die Frage nach Ort, Form
und Organisation weiterer Veranstaltungen bzw. Ausstellungen aktuell
nicht abschließend darstellen können.

Wir werden aber Ihre Anregung gerne aufgreifen und im weiteren Verfah-
ren prüfen, ob eine dauerhafte Informationsausstellung untergebracht wer-
den kann. Ihren Antrag werden wir, wie oben ausgeführt, inhaltlich in die
weitere Entwicklung von Freiham einbeziehen.
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Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit geschäftsordnungs-
gemäß erledigt ist.
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Herrn Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz

München, 08.06.2011

Unterstützung der Kampagne „Steuer gegen Armut“ - Finanztransaktionssteuer

Antrag:

München unterstützt die Kampagne „Steuer gegen Armut“

1. Der Münchner Stadtrat unterstützt die Forderung vieler politischer, kirchlicher und 
gesellschaftlicher Organisationen (Kampagne „Steuer gegen Armut“) nach der 
Einführung einer möglichst globalen Steuer auf Finanztransaktionen. Diese 
Einnahmen sollten für nachhaltige Investitionen in die Armutsbekämpfung, den Kampf 
gegen den Klimawandel und in den Bildungsbereich verwandt werden.

2. Der Stadtrat fordert Bundestag und Bundesregierung auf, sich dafür einzusetzen, die 
Steuer auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene zu verwirklichen.

Begründung:

Der Finanzmarkt ist immer noch nicht stabil, weitere und neue Spekulationsblasen werden 
prognostiziert. Dies gefährdet Arbeitsplätze und die Handlungsfähigkeit des Staates und der 
Kommunen. Eine Steuer, die langfristige Investitionen belohnt, hoch spekulative, kurzzeitige 
Investitionen aber erschwert, ist das richtige Mittel zum Schutz der Wirtschaft, des Staates 
und der Kommunen.

In den vergangenen 15 Jahren ist die Anzahl der Finanztransaktionen um 450 Prozent 
angewachsen. Heute, auch nach der Krise, ist das globale Finanzsystem 70-mal größer als 
die Realwirtschaft. Natürlich wird eine gesunde Finanzwirtschaft für eine funktionierende 
Volkswirtschaft gebraucht, allerdings müssen auch Beteiligten an den Finanzmärkten 
angemessen zur Finanzierung des Gemeinwesens beitragen.

Eine Finanztransaktionssteuer würde dazu beitragen, die Anzahl der Finanzaktivitäten, 
insbesondere die besonders schädlichen Spekulationen zu begrenzen. Die 
Finanztransaktionssteuer wäre umfassender als die sogenannte „Tobin Rax“, die sich nur auf 
Währungsgeschäfte bezieht. Sie wäre auch wirksamer als die von der Bundesregierung 
geplante „Bankenabgabe“, die auch Banken – wie Sparkassen und Genossenschaftsbanken 
– die sich nicht an den Spekulationen beteiligt haben, zur Kasse bittet und darüber hinaus 
durch das geringe Aufkommen von geplanten eine Milliarde Euro weder weitere 
Spekulationen erschwert, noch nachhaltig die Folgen der Krise finanzieren kann. Zudem 
bezahlen letztlich alle Kundinnen und Kunden der Banken die Bankenabgabe und 
finanzieren damit ein zweites Mal die Krisenfolgen selbst.

Die Finanztransaktionssteuer schafft dagegen echten Spielraum in den öffentlich Haushalten 
– auch für die dringend benötigten Rettungsschirme für Kommunen.



Eine globale Finanztransaktionssteuer in Höhe von 0.05 Prozent könnte jährlich globale 
Einnahmen in Höhe von ein Prozent des nominalen Welteinkommens generieren. Das wären 
weltweit rund 500 Milliarden Euro. 200 Milliarden Euro könnten allein in der Europäischen Union 
eingenommen werden.
gez.

Alexander Reissl
Claudia Tausend
Hans Dieter Kaplan
Stadtratsmitglieder 

gez.

Siegfried Benker
Dr. Florian Roth
Stadtratsmitglieder 





Herrn Ulrike Boesser
Oberbürgermeister Andreas Lotte
Christian Ude Hans Dieter Kaplan
Rathaus Claudia Tausend

Nikolaus Gradl
Haimo Liebich
Bettina Messinger
Monika Renner
Beatrix Zurek
Oliver Belik
Stadtratsmitglieder

München, 08.06.2011
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Strukturwandel in der Innenstadt und in Innenstadtrandgebieten I:
Städtische Flächenreserven gezielt nutzen

Antrag

Die Stadtverwaltung wird gebeten, darzustellen

- welche Flächenreserven in der Innenstadt und in Innenstadtrandgebieten sich noch in kommunaler 
Hand oder im Eigentum von städtischen Beteiligungsgesellschaften und Tochterunternehmen 
befinden

- welche dieser Flächenreserven gezielt eingesetzt werden können, um in den betreffenden 
Stadtvierteln die Sicherung eines bezahlbaren Mietniveaus und den Erhalt gewachsener 
Strukturen zu unterstützen

- ob und wie bei der Umsetzung dieser Strategie einer gezielten kommunalen Flächenpolitik neben 
den eigenen Wohnungsbaugesellschaften vorzugsweise Genossenschaften m Wege der Vergabe 
von Grundstücken berücksichtigt werden können

- ob und wie der Weg der sogenannten „Hamburger Konzeptausschreibung“, bei der insbesondere 
Inhalt und Qualität der Nutzung eines Grundstücks bewertet wird, auch in München beschritten 
werden kann



Begründung

Der Strukturwandel in der Innenstadt und in Innenstadtrandgebieten ist in vollem Gang. Die SPD-
geführte Stadtratsmehrheit hat durch den Erlass von Erhaltungssatzungen in den betreffenden 
Gebieten den derzeitigen rechtlichen Rahmen zur Sicherung von preiswerten Wohnraum 
ausgeschöpft. Dennoch steigen die Mieten weiter und verdrängen die angestammte 
Wohnbevölkerung in günstigere Wohnviertel. Auch gewachsene kleingewerbliche Strukturen , die oft 
den Charme dieser Viertel ausmachen, können dem steigenden Aufwertungsdruck nicht mehr 
standhalten und verschwinden langsam. 

Die Stadt verfügt derzeit noch über eigene Flächenreserven in den betreffenden Gebieten. Gleiches 
gilt für städtische Tochter- und Beteiligungsunternehmen. Diese Flächenreserven sollen - soweit 
geeignet – gezielt eingesetzt werden, um den Aufwertungsdruck abzumildern. Denkbar ist eine 
Ausweisung dieser Flächen für den geförderten Wohnungsbau oder Mietwohnungsbau, auch in 
Kombination mit Mischnutzungen zum Erhalt gewachsener soziokultureller Strukturen.

gez.
Ulrike Boesser Andreas Lotte Hans Dieter Kaplan Claudia Tausend
Stadträtin Stadtrat Stadtrat Stadträtin

gez.
Nikolaus Gradl Haimo Liebich Bettina Messinger Monika Renner
Stadtrat Stadtrat Stadtrat Stadträtin

gez.
Beatrix Zurek Oliver Belik
Stadträtin Stadtrat 







Dr. Georg Kronawitter

MITGLIED DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn  
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München ANFRAGE

08.06.11
Hat der Ticket-Wahnsinn Methode? Warum gilt das neue Werdenfels-Ticket
nicht für die MVG-Verkehrsmittel Bus, Tram und U-Bahn?

Dieser Anfrage liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Eigentlich ist es seit 40 Jahren Ziel der ÖV-Politik in München und Umgebung, die
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel durch Verbundtickets so bequem wie möglich
zu machen. Wie leider bislang beim BOB-MVV-Ticket zu sehen ist, kann man ein be-
liebtes und auch für die Münchner Ausflügler oder Hin-und-Wieder-Pendler  vorteil-
haftes Ticket auch dadurch niederhalten, dass man es an den zahlreichen Automa-
ten der Platzhirschen MVG und S-Bahn nach wie vor nicht bekommt. 

Soeben wird ein neuer Ticketstreich gemeldet: das Werdenfels-Ticket der DB Regio
gibt es nun auch in einer erweiterten Version (�Werdenfelsticket plus S-Bahn�), das
jedoch im MVV-Bereich nur für die S-Bahnen gilt, insbesondere aber nicht für Tram.
Bus und U-Bahn der MVG.  

Vor diesem Hintergrund frage ich:

1) Warum gilt das erweiterte neue Werdenfelsticket im Stadtbereich nur für die
S-Bahnen aber nicht für alle MVV-Verkehrsmittel? 

2) An wem ist die lückenlose Einbeziehung aller MVV-Verkehrsmittel  zumindest
im Münchner Stadtgebiet gescheitert?

3) Ist der Vorgang im MVV-Gesellschafterkreis besprochen worden? Waren an-
dere Dienststellen der Stadt involviert oder wenigstens informiert?

4) Teilt der Oberbürgermeister die Auffassung, dass diese diskrimierende Ticket-
gestaltung nicht im Sinne der überaus erfolgreichen Verbund-Idee ist? Wenn
ja:  was will  er  unternehmen, um diese Situation im Sinne der Münchner zu
verbessern?

gez.
Dr. Georg Kronawitter
Stadtrat  

CSU-Fraktion,
Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de

Tangastraße 28; 81827 München; email: csu@georg-kronawitter.de    wzim.de



 
 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Christian Ude 
Rathaus 

 
München, 07.06.2011 

 

Antrag 
 

Open Government 1: Öffentliche Online-Petitionen für München 
 
 
Die Verwaltung wird gebeten, einen Umsetzungsvorschlag für die Einführung 
Öffentlicher Online-Petitionen für die Landeshauptstadt München einzuführen. 
Dies bedeutet die Möglichkeit, Vorschläge, die von einer hohen Zahl von 
BürgerInnen unterstützt werden, in den Stadtrat einzubringen. Auf einer Online-
Plattform können Eingaben formuliert werden, die dann öffentlich kommentiert und 
unterstützt werden können (eine schriftliche Einbringung etwa durch 
Unterschriftenlisten ist natürlich auch möglich). Bei einer bestimmten Zahl von 
Unterstützenden innerhalb einer definierten Frist werden diese Anliegen wie Anträge 
aus der Mitte des Stadtrats behandelt � d.h. die Verwaltung muss dann innerhalb von 
3 Monaten eine Vorlage formulieren, die dann auf einer öffentlichen Stadtratssitzung, 
bei welcher der Petentin bzw. dem Petenten Rederecht eingeräumt wird, diskutiert 
und abgestimmt wird. 
 
Begründung: 
 
Partizipationsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger sind in einer Demokratie die 
Voraussetzungen politischer Legitimation. Nicht erst seit der Debatte um Stuttgart 21 
werden Wege der Bürgerbeteiligung ergänzend und unterstützend zu den Formen 
repräsentativer Demokratie intensiv diskutiert. Gerade Verfahren, die sich auch der 
Möglichkeit des Internets im Sinne von Partizipation durch Open Government 
bedienen, können der Demokratie im 21. Jahrhundert neue Wege öffnen.  
Ein Ausgangspunkt ist das traditionsreiche Institut des Petitionsrechts. 
Im Grundgesetz heißt es: �Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die 
zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden� (Artikel 17). Und im 
Artikel 115, Absatz 1 der Bayerischen Verfassung findet sich der Satz: �Alle 
Bewohner Bayerns haben das Recht, sich schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an 
die zuständigen Behörden oder an den Landtag zu wenden.� Bezüglich der 
Kommunen wird dies Petitionsrecht im Artikel 53, Absatz 3 der Bayerischen 
Gemeindeordnung formuliert: �Jeder Gemeindeeinwohner kann sich mit Eingaben 
und Beschwerden an den Gemeinderat wenden�. 
In München ist der Adressat eines solchen Rechtes in der Praxis primär der 
Oberbürgermeister und seine Bürgerberatung. Bisher gibt es� außer dem sehr 
aufwändigen Verfahren des Bürgerbegehrens � keinen direkten Weg, Anliegen aus 
der Bürgerschaft in das Entscheidungsverfahren des Stadtrats einzubringen (der 
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indirekte Weg über Parteien, Fraktionen und Mitglieder des Stadtrats steht natürlich 
offen).  
Als Ergänzung zum bisherigen Verfahren und im Interesse einer stärkeren 
Bürgerbeteiligung ist es deshalb sinnvoll, hier das Instrument von Online-Petitionen 
einzuführen.  
Wenn diese unter einem fest gesetzten Quorum bleiben, stünden selbstverständlich 
die bisherigen Wege (Antwort des Oberbürgermeisters bzw. der zuständigen Stelle in 
der Stadtverwaltung oder Aufgreifen des Anliegens durch Mitglieder des 
ehrenamtlichen Stadtrats) weiter offen.  
Neben dem Verfahren per Internet müsste es natürlich auch möglich sein, schriftlich 
durch die Einreichung von Unterschriftenlisten eine solche Petition einzubringen. 
Dies Verfahren entspricht ungefähr der sehr erfolgreichen Öffentlichen Online-
Petition des Bundestages1 (hier sind 50.000 Unterstützende innerhalb von 3 Wochen 
notwendig, um persönlich im Ausschuss vorsprechen zu dürfen).  
Es steht auch in gewisser Analogie zu der ab April 2012 möglichen Europäischen 
Bürgerinitiative2 (bei der ein Quorum von 1 Million Unterstützenden existiert) sowie 
der im grünroten Koalitionsvertrag in Baden-Württemberg vereinbarten 
Volksinitiative3, bei der 10.000 Bürgerinnen und Bürger den Landtag beauftragen 
können, sich mit einem Gegenstand der politischen Willensbildung zu befassen. 
 
 

                                           

Fraktion Die Grünen � rosa liste 
 

Initiative:  
Dr. Florian Roth 
Stadtrat      

 
1 Siehe: http://www.bundestag.de/bundestag/ausschuesse17/a02/rili.pdf bzw. 

https://epetitionen.bundestag.de 
2 Siehe: http://ec.europa.eu/dgs/secretariat_general/citizens_initiative/index_de.htm 
3 Siehe: http://www.gruene-bw.de/fileadmin/gruenebw/dateien/Koalitionsvertrag-web.pdf , S. 60. 

http://www.bundestag.de/bundestag/ausschuesse17/a02/rili.pdf
https://epetitionen.bundestag.de/
http://ec.europa.eu/dgs/secretariat_general/citizens_initiative/index_de.htm
http://www.gruene-bw.de/fileadmin/gruenebw/dateien/Koalitionsvertrag-web.pdf


 
 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Christian Ude 
Rathaus 

 
München, 07.06.2011 

 

Antrag 
 

Open Government 2: Bürgerbeteiligung durch interaktive Partizipations- und 
Konsultationsformen wie Diskussionsforen und Ideenwettbewerbe stärken 
 
 
Das Direktorium wird gebeten, in Absprache mit den Fachreferaten ein Konzept zu 
entwickeln, durch dessen Umsetzung in der Stadt München interaktive Partizipations- 
und Konsultationsformen wie Diskussionsforen und �Ideenwettbewerbe den 
Bürgerinnen und Bürgern als Plattform der Beteiligung verstärkt zur Verfügung 
gestellt werden.  
Dabei sollten besonders die Möglichkeiten der elektronischen Kommunikation 
genutzt werden, welche es ermöglichen, dass Menschen asynchron (ohne zur 
gleichen Zeit am gleichen Ort sein zu müssen)und niederschwellig kommunizieren 
können. 
Beispiele könnten sein: 

• eine kontinuierliche bzw. periodisch wiederholte Weiterführung der MOGDy-
Ideenplattform (Munich Open Government Day) 
• Online-Diskussionsmöglichkeiten im Vorfeld von Bürgerversammlungen (für 
die auf der Einladung für die Bürgerversammlung geworben werden könnte) 
• Diskussionforen bei Planungsprozessen und Bauvorhaben 
• Ideenwettbewerbe zu bürgerfreundlichem und effizientem Verwaltungshandeln 
sowie Verwaltungsvereinfachung 

 
Über die verschiedenen interaktive Angebote könnte dann auf einer prominent 
platzierten zentralen Seite auf muenchen.de/rathaus informiert werden. 
Als Verfahrensmodus könnte z.B. bei Vorschlagsforen so vorgegangen werden, dass 
eine (städtische oder ehrenamtliche) Online-Moderation Vorschläge bündelt und 
dann für ein Voting vorbereitet. Ergänzend wären auch Offline-Diskussionsangebote 
sinnvoll. Die am häufigsten unterstützten Vorschläge würden dann in den städtischen 
Entscheidungsprozess einfließen, wobei es entscheidend ist, dass es verbindliche 
und allgemein auf einer Internet-Plattform kommunizierte Rückmeldungen über die 
Behandlung dieser Anregungen gibt.  
 
 
Begründung: 
 
Partizipationsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger sind in einer Demokratie die 
Voraussetzungen politischer Legitimation. Nicht erst seit der Debatte um Stuttgart 21 
werden Wege der Bürgerbeteiligung ergänzend und unterstützend zu den Formen 

Die Grünen-rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684 
www.gruene-muenchen-stadtrat.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 



Die Grünen-rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684 
www.gruene-muenchen-stadtrat.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 

repräsentativer Demokratie intensiv diskutiert. Gerade Verfahren, die sich auch der 
Möglichkeit des Internets im Sinne von Partizipation durch Open Government 
bedienen, können der Demokratie im 21. Jahrhundert neue Wege öffnen.  
 
Laut der neuesten Bürgerumfrage der Landeshauptstadt München1 haben 
inzwischen 80 % der Bürgerinnen und Bürger einen Computer mit Internetanschluss 
(20 % mehr als 2005). 83,1 % der befragten ist es persönlich wichtig, �an 
Entscheidungen mitzuwirken, soweit diese die Belange der Stadt München betreffen� 
(gegenüber 79 % im Jahre 2005).  
 
Als Beteiligungsformen, bei denen die Chance der Einflussnahme als hoch 
eingeschätzt werden, haben zwischen 2007 und 2010 �Ideenwettbewerbe� (von 38,3 
% auf 48,5 %) und �Online-Foren� (von 21,2 % auf 27,3 %) an Bedeutung gewonnen. 
 
Letzteres � obwohl diese Formen im Angebot der Landeshauptstadt München noch 
sehr selten sind. So heißt es in der Beschlussvorlage zur Open-Government-
Roadmap: �Interaktive und bidirektionale Webanwendungen wie Foren sind jedoch 
noch nicht vorhanden�2. 
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1 Siehe:  http://www.ris-muenchen.de/RII2/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2291698.pdf 
2 Siehe: http://www.ris-muenchen.de/RII2/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2011639.pdf 

http://www.ris-muenchen.de/RII2/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2291698.pdf
http://www.ris-muenchen.de/RII2/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2011639.pdf


 
 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Christian Ude 
Rathaus 

 
München, 07.06.2011 

Antrag 
 

Open Government 3: Offener Datenkatalog für München 
 
Das Direktorium wird gebeten, in Absprache mit den Fachreferaten ein Open-
Government-Data-Konzept für die Landeshauptstadt München zu entwickeln mit dem 
Ziel, sukzessive in einem Offenen Datenkatalog1 (als zentraler Ort im Internetauftritt 
der Landeshauptstadt München) alle Datenbestände der Landeshauptstadt 
München, die von öffentlichem Interesse sind oder sein können und nicht dem 
Datenschutz oder besonderen Sicherheitskriterien unterliegen, im Internet zu 
veröffentlichen und der maschinellen Verarbeitung zugänglich zu machen, wobei 
Datenaufbereitung und -bereitstellung  in München nach folgenden Prinzipien 
organisiert werden sollten2: 

1. Bereitstellung von offenen Verwaltungsdaten (außer dem Datenschutz und der 
Sicherheit unterliegenden Daten) für jede/n (Bürger/innen, Unternehmen, 
Medien, Verwaltung, etc.) zur Information und zunehmenden Transparenz in 
der Stadt, die eine Kombination und Integration mit Daten aus anderen 
Quellen erlauben. 

2. Verständigung auf einheitliche und einfache, auf der Open Definition3 
basierende Lizenz- und Nutzungsbestimmungen, die eine Weiterverarbeitung, 
Weiterverwendung und Weiterverbreitung der Daten der Landeshauptstadt 
München durch jede/n und für jegliche Zwecke, auch kommerzielle, befördern. 
Minimale Kosten sollten nur in Ausnahmefällen (beispielsweise für die 
technische Bereitstellung) erhoben werden. 

3. Stabile und langfristige Bereitstellung der Daten in offenen, 
maschinenlesbaren, wohl definierten und dokumentierten Formaten und 
Datenkatalogen über ein zentrales und benutzerfreundliches Offenes 
Datenportal München (Offener Datenkatalog).  

4. Sicherung einer optimalen Kompatibilität und Integrierbarkeit mit offenen 
Daten anderer Angebote durch Verwendung internationaler Standards, 
beispielsweise von W3C, ISO, CEN, etc.  

5. Qualitätssicherung der Daten und ggfs. der weiterverarbeiteten Daten und 
Bewertbarkeit der Datenqualität mittels nachvollziehbarer Quellen, Aktualität, 
Korrektheit, Präzision und Weiterverarbeitungsschritte.  

6. Benennung von Ansprechpartner/innen zu den verschiedenen Daten der Stadt 
und Bereitstellung von Diensten und Werkzeugen für eine praktikable, 
effiziente und barrierefreie Nutzung der Daten durch eine breite Öffentlichkeit.  

                                            
1 Analog zu den Open Government Data der Stadt Wien: www.data.wien.gv.at 
2 Diese Prinzipien orientieren sich an der Berliner Open Data Agenda , die dort von Zivilgeselschaft, 

Wirtschaft, Verwaltung und Politik entwickelt worden � siehe: http://berlin.opendataday.de/agenda/  
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3 Siehe u.a.: http://www.opendefinition.org/okd/deutsch/  
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Zu diesen Datenbeständen zählen beispielweise folgende Informationen (die häufig 
schon im Internet veröffentlicht sind,  aber meist nicht nach den oben genannten 
Prinzipien der Veröffentlichung und nicht an zentraler, leicht auffindbarer Stelle): 

• Umweltdaten (Feinstaub, CO2, Pollen)  
• ÖPNV (Verspätungen, Zugausfälle, Sonderfahrten)  
• Stadtplanung (Flächennutzungsplan, Bauvorhaben, Verkehr)  
• Wohnen (Wohngeld, Mietspiegel, Immobilien, Grundstückspreise)  
• Gesundheit (Krankenhäuser, Apotheken, Notdienst, Beratungsstellen)  
• Bevölkerung (regionale Verteilung, Demografie)  
• Verkehr (Baustellen, Staus, Sperrungen)  
• Infrastruktur (Radwege, Toiletten, Briefkästen)  
• Entsorgung (Termine in meiner Straße, Recyclinghöfe, Containerstandorte, 

Sondermüll)  
• Märkte (Wochen-, Floh- und Weihnachtsmärkte)  
• Veranstaltungen (Straßen- und Nachbarschaftsfeste, Konzerte, 

Sportereignisse)  
• Kontrollen (Badegewässer, Lebensmittel, Gaststätten, Preise)  
• Verwaltung (Formulare, Zuständigkeiten, Ämter, Öffnungszeiten)  
• Recht (Vorschriften, Satzungen, Beratung, Schlichtungsstellen, 

Gutachter/innen)  
• Informationsfreiheit (alle Auskünfte der Landeshauptstadt München, die auf 

Grundlage der Informationsfreiheitssatzung erteilt wurden)  
 
Begründung:  
Informationen sind der Rohstoff des 21. Jahrhunderts. Der offene und strukturierte 
Zugang zu frei verfügbaren Datenbeständen der öffentlichen Hand ist ein wichtiger 
Beitrag für die Weiterentwicklung der Wissensgesellschaft. Er stärkt das Vertrauen 
zwischen Politik und Zivilgesellschaft, zwischen Verwaltung, Wirtschaft und Medien, 
weil er staatliches Handeln transparent, nachvollziehbar und damit überprüfbar 
macht. Gleichzeitig birgt die Öffnung Potentiale für effizienteres Handeln der 
Verwaltung. 
Um die Potentiale frei verfügbarer Datenbestände der Münchner öffentlichen Hand 
schöpfen zu können (z.B. zur Entwicklung nützlicher Softwareprogramm, sog. 
apps4democracy), sind die bestehenden Möglichkeiten zur Bereitstellung von 
offenen Daten zu überprüfen und gegebenenfalls relevante organisatorische und 
rechtliche Rahmenbedingungen anzupassen bzw. zu schaffen.  
Die Zustimmung für eine solche Öffnung ist groß. Laut einer Forsa-Umfrage4 aus 
dem Jahre 2010 begrüßen 88% der Bürgerinnen und Bürger die Veröffentlichung von 
Regierungs- und Behördendaten, 81% meinen, dass dies die Bürgerbeteiligung 
erhöht, 76% glauben an eine Effizienzsteigerung der Verwaltung dadurch und nur 
16% sehen Datenschutzprobleme. 

Fraktion Die Grünen � rosa liste 
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Christian Ude 
Rathaus 

 
München, 07.06.2011 

 

Antrag 
 

Open Government 4: Resultate des Munich Open Government Day (MOGDy � 
Tag der offenen Verwaltung) darstellen und  Konsequenzen daraus ziehen 
 
 
Die Verwaltung soll dem Stadtrat über die Resultate des Munich Open Government 
Day (MOGDy)1 informieren und davon ausgehend: 
• Vorschläge zur Weiterführung dieses sehr erfolgreichen Prozesses der 
Bürgerbeteiligung zu Fragen des digitalen München machen (nach bisherigen 
Planungen soll MOGDy im Sommer enden); 
• die Verwirklichungsmöglichkeiten der zehn Vorschläge mit der höchsten 
Zustimmungsrate auf der Ideenplattform darstellen; 
• die Entwicklungsmöglichkeiten der im Programmierwettbewerb favorisierten 
und prämierten Apps (Anwendungen im Sinne von Software-Programmen 
insbesondere für Smartphones) beleuchten. 
 
 

                                           

Begründung: 
 
Der Münchner Tag der Offenen Verwaltung (MOGDy) war mehr als ein Tag, vielmehr 
ein kontinuierlicher, sehr erfolgreicher Prozess, in dem sich die Bürgerinnen und 
Bürger, insbesondere die Internet-Community, sowie Stadtverwaltung und Politik mit 
Möglichkeiten des Digitalen München auseinander gesetzt hat. Viele Vorschläge für 
nützliche Dienstleistungen wurden auf einer Internetplattform formuliert, diskutiert 
und bewertet. Hier sei nur eine Auswahl der am höchsten bewerteten Vorschläge 
genannt: 

• Fixmystreet für München (Anwendung, um Probleme mit der kommunalen 
Infrastruktur online zu melden) 
• Geodaten freigeben (diese Daten sollen �maschinenlesbar� sein, damit man 
sie als Grundlage zur Entwicklung von Anwendungen/Apps nutzen kann) 
• Freies City-WLAN an ausgesuchten Orten 
• Informationsfreiheitssatzung für München 
• Publikation zur freuen Weiterverwendung lizensieren. 

 

Die Grünen-rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684 
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1 Siehe: http://www.muenchen.de/mogdy bzw. http://mogdy.liqd.net 
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• Cacert4München (offenes System mit dem BürgerInnen über einen sicheren 
Kanal mit der Stadtverwaltern kommunizieren und sich ebenso authentifizieren 
können) 
• Stadtratssitzungen live im Web 
• Onlinebörse für Freiwilligendienste 
• Umstellung des Radroutenplaners auf  OpenStreetMap 

• MOGDy kontinuierlich fortführen-Roadmap. 
 
Auf  einer öffentlichen Veranstaltung (sozusagen dem MOGDy im engeren Sinne) 
wurde dann der Startschuss für einen inzwischen abgeschlossenen 
Programmierwettbewerb für nützliche Apps gegeben. 
Daran hat sich ein enge Kooperation � sowohl online als auch offline (bei 
verschiedenen Treffen) � zwischen Verwaltung und Internet-Community ergeben, 
welche im Sinn von Open Government (mit den Elementen Transparenz, 
Kooperation und Partizipation) neue Möglichkeiten aufzeigt. 
Jetzt ist der richtige Zeitpunkt, sich darüber Gedanken zu machen, wie mit den 
bisherigen Resultaten (Ideen, Apps, Kooperationsformen) weiter umgegangen wird 
und wie sich dieser Prozess auf Dauer stellen lässt. 
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
08.06.2011

Was kostet die Kampagne „Laut gegen Brauntöne“ den Münchner
Steuerzahler?

Der Münchner Oberbürgermeister initiierte dieser Tage eine auf mehrere Monate und
umfangreiche Aktivitäten ausgelegte Kampagne unter dem Motto „Laut gegen
Brauntöne“. Sie soll bis Herbst u.a. ein Konzert, ein Open Air-Festival, eine Ausstel-
lung, mehrere „Workshops“, einen Band-Wettbewerb etc. umfassen und Jugendliche
vor einem angeblich besonders „gefährlichen“, weil „nicht auf den ersten Blick zu er-
kennenden“ Rechtsextremismus warnen.

Der Sinn des Aufwands erschließt sich dem steuerzahlenden Münchner Bürger nicht,
denn im Gegensatz zu einem imaginären „Rechtsextremismus“ ist ein zunehmend
gewalttätiger Linksextremismus auch in München Realität und durchaus auf den
ersten Blick zu erkennen. Der aktuelle „Sicherheitsreport 2010“ des Münchner Poli-
zeipräsidiums belegt für die bayerische Landeshauptstadt: während „rechts“
motivierte Straftaten innerhalb eines Jahres um 19,4 % zurückgingen und gerade
einmal 20 Gewaltdelikte gezählt wurden, stieg die „links“ motivierte Kriminalität im
gleichen Zeitraum um 34,1 % an; auch die Zahl der Gewaltdelikte mit linkem Hinter-
grund stieg innerhalb eines Jahres von 65 auf 69 Fälle, liegt also mehr als dreimal so
hoch wie die „rechte“ Gewaltkriminalität in München. Hier ergeben sich Fragen.

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Mit städtischen Mitteln in welcher Höhe wird die Kampagne „Laut gegen Brauntö-
ne“ von der Stadt mitgetragen? Wo im Münchner Stadthaushalt ist der Posten
eingestellt?

2. Presseberichten zufolge ist in die genannte Kampagne ein „breites Bündnis“ ein-
gebunden – inwieweit und ggf. in welcher Höhe brachte sich dieses mit eigenen
finanziellen Beiträgen in die Kampagne ein?

3. Inwieweit kann die Stadt München angesichts der einschlägigen Zahlen, wie sie
b.w.

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de



z.B. der aktuelle „Sicherheitsreport“ der Münchner Polizei belegt, auch einen Hand-
lungs- und Aufklärungsbedarf gegen die Gefahren eines aggressiver auftretenden
Linksextremismus erkennen? Welche Kampagnen insbesondere an Münchner
Schulen und unter Münchner Jugendlichen plant die Stadt gegen linksextreme Ten-
denzen und Entwicklungen? Wenn nicht, warum nicht?

Karl Richter
Stadtrat



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Antrag
08.06.2011

Laut – bitte auch gegen „Rottöne“!

Ich beantrage:

1. Die Stadt München initiiert zum nächstmöglichen Zeitpunkt – zum Beispiel noch im
Juli vor Beginn der Sommerferien – eine Kampagne „Laut gegen Rottöne“, analog
zur städtischen Kampagne „Laut gegen Brauntöne“. Im Rahmen der Kampagne wird
ein Wettbewerb unter dem Motto „Dein Song gegen Rottöne“ ausgeschrieben. Im
weiteren Verlauf – bis Herbst 2011 – werden u.a. ein Open-Air-Konzert, ein Festival,
Theater-Workshops und weitere Aktivitäten veranstaltet.

2. Die Stadt bemüht sich, ein möglichst breites Bündnis an Akteuren der Münchner
„Zivilgesellschaft“ zur Unterstützung der Kampagne zu gewinnen; zu denken ist etwa
an den Kreisjugendring, die Stadtsparkasse und die Fanclubs der Münchner
Fußballvereine.

Begründung:

Der Münchner Oberbürgermeister initiierte dieser Tage eine auf mehrere Monate und
umfangreiche Aktivitäten ausgelegte Kampagne unter dem Motto „Laut gegen
Brauntöne“. Sie soll bis Herbst u.a. ein Konzert, ein Open Air-Festival, eine
Ausstellung, mehrere „Workshops“, einen Band-Wettbewerb etc. umfassen und
Jugendliche vor einem angeblich besonders „gefährlichen“, weil „nicht auf den ersten
Blick zu erkennenden“ Rechtsextremismus warnen.

Aktuelle Zahlen aus dem „Sicherheitsreport 2010“ des Münchner Polizeipräsidiums
belegen allerdings keine rechte, sondern eine sehr reale linke Gefahr: während
„rechts“ motivierte Straftaten innerhalb eines Jahres um 19,4 % zurückgingen und
gerade einmal 20 Gewaltdelikte gezählt wurden, stieg die „links“ motivierte
Kriminalität im gleichen Zeitraum um 34,1 % an; auch die Zahl der Gewaltdelikte mit
linkem Hintergrund stieg innerhalb eines Jahres von 65 auf 69 Fälle, liegt also mehr
als dreimal so hoch wie die „rechte“ Gewaltkriminalität in München. b.w.
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Schon vor diesem Hintergrund scheint es dringend geboten, die Stadt an ihr gerne
bemühtes Bekenntnis zu erinnern, „jedwedem Extremismus, ob von links oder von
rechts“, eine klare Absage zu erteilen. Warum es nur städtische Kampagnen gegen
„Rechts“, nicht aber gegen Links geben soll, ist nicht nachvollziehbar.

Auch vor dem historischen Hintergrund ist eine breitangelegte Sensibilisierung
unserer Heranwachsenden gegen die Folgen eines aggressiven Linksextremismus
angebracht. Rund 100 Millionen Tote gehen auf das Konto kommunistischer und
anderer linksterroristischer Regime im 20. Jahrhundert (so u.a. nach Stéphane
Courtois, Hg., Das Schwarzbuch des Kommunismus – Unterdrückung, Verbrechen
und Terror, München 2004) – eine Opferzahl, die diejenige des Dritten Reiches um
ein vielfaches übersteigt. Auch angesichts dieser historischen Dimension ist es mehr
als angebracht, Münchner Jugendliche wenigstens in gleicher Weise für die
menschenverachtenden Folgen linker Ideologien zu sensibilisieren wie gegen eine
„rechte“ Gefahr, die – zumindest durch die Münchner Polizeistatistik – in keiner
Weise belegbar ist.

Karl Richter
Stadtrat
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